
Haft nach der
Beerdigung
Skurrile NS Gewalt in der
Provinz

UweDanker:Ichmöchtein ein ungewohntesMilieu entführen, ineineeher skurrile
Teilwirklichkeit der nationalsozialistischen Herrschaft im Schleswig-
Holsteinder 30er Jahre.AmBeginneine sonderbare Geschichte, wir
wollen sienennen: Haft nach derBeerdigung.

Beerdigungensind indörflichenGesellschaften soziale Ereignisse
besonderer Art:Hier treffen verstreutlebende Großfamilien zusammen
und wer zurDorfgemeinschaftgehört,der ist auchdabei. Wennein ehe-
maligerAmtsvorsteherbestattet wird,dann findet die regionale dörfli-
che Elite zusammen. Da wird sichausgetauscht, da wird geredet,bei der
Kaffeetafel ist auchZeit,Klatschauszutauschen und vielleicht gar zu
politisieren.

Am 8.Juni 1936bestattete manirgendwo inAngeln denehemaligen
Amtsvorsteher L.,einen Deutsch-Nationalen. Angereist war z.B.sein
ehemaligerVorgesetzter,Landrat a. D.und jetzigerRegierungspräsident
der ProvinzSchleswig-Holstein,Anton Wallrothnebst Gattin,natürlich
auch der gegenwärtigeAmtsvorsteher,zügegen aucheinNeffe des Ver-
schiedenen,deraus Dänemark gekommen war,woer zumerweiterten
Führungskreis der deutschen Minderheit zählte. Am Rande derBeerdi-
gung traferauf seinen alten SchulfreundPeter Jensen (esist „Peter Jen-
senV"),einen angesehenen Bauern,Besitzereines Erbhofesmit stattli-
chen 85 ha,aus Ausacker,denehemaligenKreisführer der deutschnatio-
nalenFrontsoldatenorganisation„Stahlhelm, der esbis zu derenAuflö-
sung sogar zum stellvertretendenGauführer gebrachthatte. Wie diepo-
lizeilichen Ermittlungen späterhervorbringensollten,hätte diese Beer-
digung auch als regionale Versammlungdes formal inzwischen gleich-
geschaltetenStahlhelm geltenkönnen,derart viele ehemals deutsch-na-
tional gesinnteFrontsoldaten waren zugegen.Mancher von ihnenhatte
sich inzwischenmit denneuenpolitischen VerhältnisseninDeutschland
ganz arrangiert,soz.B.der später als wichtigsterBelastungszeugeauf-
tretende Jürgen B„ der inzwischen Führer des SA-Reitersturms 3/16
und imübrigen ein Neffe des Angereisten deutschen Dänen war.

Gewiß wurde auf der anschließenden Kaffeetafel keineswegsnur
über alteFronterlebnisse geredet,manch einerderAnwesenden sahak-
tuellen Anlaß für Spekulationen.War doch Schleswig-HolsteinsNSD-
AP-Gauleiter und Oberpräsident Hinrieh Lohse wie vonderBildfläche
verschwunden,gabes doch verschiedene,später vonderPolizei minu-
tiösnachgezeichneteGerüchte über Anlaß desVerschwindens und Zu-
kunft des mächtigsten nationalsozialistischen Repräsentantenin Schles-
wig-Holstein.Zuvorhatte dieser eine langanhaltende Auseinanderset-
zungmit FlensburgsOberbürgermeister Dr. Sieversgewonnenund
dafür gesorgt, daß dieser amtsenthobenund inden vorzeitigenRuhe-
stand versetztwurde. Beide,Lohse undSievers, galten aus der Sicht der
deutschenMinderheit inNordschleswig,galten überhaupt im Grenz-
kampfals die wichtigsten reichsdeutschen Repräsentanten.Kein Wun-
der also,daß HansL.aus Wilstrupgard imLandkreis Hardersleben,je-
nerFunktionär derdeutschen Minderheit,hellhörigwurde,alsPeter
Jensen,seinSchulfreund, ihmsagte:,J^ohse ist wegen Weibergeschich-
tengeflohen, undmansagtsogar,daß eran der schweizerischen Grenze
verhaftetseinsoll.Peter Jensen junior, wie manhinzufügen muß, da
derLandesökonomierat Peter Jensen senior,seinVater,noch lebte, führ-
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teimübrigen weiteraus, „daß LohseerledigtseiundSievers wieder
obenaufsei" wahrscheinlich würde Sieverssogar der zukünftige Ober-
präsidentvon Schleswig-Holsteinsein. Wie der deutsche Dänespäter zu
Protokoll gab,hättenihn dieseInformationen alarmiert, denndiese Ent-
wicklung„würde aufunsereBewegunginNordschleswigkeine günstige
Wirkunghaben,da wiralleaufden OberpräsidentenLohseunsere
Hoffnunggesetzthaben".Bevor er als Anhängerund Freund denFührer
derdeutschen Minderheit Pastor Schmidt-Wodder über diese wichtige
Mitteilung informieren wollte,versuchteer, durchNachfrage von sei-
nemNeffen Jürgen 8., dem SA-Mann,„derin derBewegungsteht" die
Verifikation für das Gerücht zu erhalten.

Diesernun scheint inParteikreisen massiv nachgehaktzuhaben.
AufjedenFallerreichte das Gerücht auch Kreisleiter undLandrat von
Flensburg,Claus Hans.Dieser erkannte sofort:,Jn derHandlungdes
Beschuldigten(PeterJensen junior,U. D.)liegteine schwereGefähr-
dungderdeutschen Grenzpolitik unddesAnsehens des inder Grenz-
markführenden StaatsmannesundPolitikers" Der ihmunterstehenden
Gendarmerie ließ er den Auftrag erteilen,„nachdem Täterzufahnden,
derunwahre Gerüchte zumNachteildes Gauleitersund Oberpräsiden-
tenLohse,Kiel, verbreitethat"

Aus dem Gerede am Rande einer Beerdigungist damit eine Staats-
affäre geboren, dieindennächsten Monaten die Gendarmerie,die Ge-
stapo, denLandrat,denRegierungspräsidenten,das Oberpräsidium, das
Gestapa inBerlin, das Amtsgericht inFlensburg, das schleswig-holstei-
nischeSondergericht inAltona,denOberpräsidentenundseinen Vize-
präsidenten sowie schließlich den Reichsjustizministerbeschäftigen
wird.

Zunächst ist es die Stunde des Gendarmerie-Obermeisters Blaase:
Schnellermittelt er,daß SA-Obertruppführer und Führer des SA-Reiter-
sturms 3/16 ausGrundhof,Jürgen 8., etwaszuberichten hat.Dieser gibt
zuProtokoll,seinOnkel,der deutscheDäneHans L.,habe ihnaufdie-
sesGerücht umGauleiter Lohseangesprochen,das er tatsächlich am
Randeeines Bieres nacheiner Feuerwehrübung imKreiseeinigerKa-
meradenentrüstet zur Sprachegebrachthabe. Eindeutigstamme das
Gerücht vonPeter Jensen jr., aufden seinOnkel sichbezogenhabe. Am
selbenTagwird dieseVernehmung über den Landrat demVizepräsiden-
tenimKieler Oberpräsidium, Schow, vorgetragen,der inVertretungdes
erkrankten Oberpräsidentenunmittelbar „Schutzhaft"anordnetund im
selbenSchreiben den Landrat auffordert, dafür Sorge zu tragen,die or-
dentliche Justizeinzuschalten.DenBauern Peter Jensen trifft jetzt,am
12.Juni 1936, dieStaatsgewalt wegenseiner vorlauten Äußerungen
gleich dreifach: Esdroht eineBeleidigungsklage des höchstenstaatli-
chenWürdenträgers in Schleswig-Holstein,es wird Anzeigeerstattet
„wegen Verstoßes gegen§ 2des Gesetzesgegenheimtückische Angriffe
aufStaatundPartei undzumSchütze derParteiuniform vom
20.12.1934"und er wirdunmittelbar undzunächst in Schutzhaft ge-
nommen. ImSchutzhaftbefehl heißt es: Wegenseiner „völligaus der
Luftgegriffenen Äußerungen undsinnlosen Beleidigungdes schwer-
kranken Oberpräsidentenund GauleitersLohse"seien „inderBevölke-
runggegenSieeine sogereizteStimmungentstanden,daß sowohlIhre
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persönlicheSicherheit als auch dieöffentlicheSicherheilundOrdnung
unmittelbar gefährdetsind"

Gendarmerie-Obermeister Blaaseerhält den Schutzhaftbefehlam
Vormittag,nimmt PeterJensen unmittelbar danach um 12.15 Uhr fest
und liefert ihn imPolizeigefängnis inFlensburgab.Dann macht erMit-
tagspause.Um 13.40Uhrruft ihn Gendarmerie-Hauptwachtmeister Pe-
tersenan und teilt ihmmit,„daß P. Jensen sr. mitseiner Schwiegertoch-
tersoebenimAuto vorbeigefahrensei"Diebeiden Polizisten vermuten,
Jensens Gattinund seinVater wollten nachDänemark,um denmutmaß-
lichen HauptzeugenHans L.zubeeinflussen. Sierufenbei der Grenz-
überwachungsstelle Krusauan undgebenden dortigenBeamten den
Auftrag, denalten Herrenundseine Schwiegertochteran der Grenze so-
lange aufzuhalten,bisGendarmerie-Obermeister Blaase seinerseits in
Dänemark beiHans L.gewesensei. So wirdauch verfahren:Blaase legt
Zivilkleidungan,sucht in Wilstruphof HansL.aufundvernimmt als
deutscher Polizist aufdänischemBoden ohne jedeRücksprache mit dä-
nischen Stellen den Angehörigender deutschenMinderheit,der das
Protokoll unterzeichnet und sichbereit erklärt,jederzeiteiner Ladung
eines Gerichts in Deutschland folge zu leisten.L.bestätigt darin, was
die Polizei schon weiß, fügt aber jetztbereitsunsicher hinzu,es sei„be-
stimmtnichtmeine AbsichtPeterJensen,dermein Freund ist, in Unan-
nehmlichkeiten zubringen".Blaase fährt gegen19Uhr wieder über die
Grenze zurück, zeitgleicherhalten endlichder alte Jensenund seine
Schwiegertochter ihre Ausweise,um ihrerseits nach Dänemark zu fah-
ren.Der inhaftierte Peter Jensen selbst wirdimLaufe desNachmittags
vom Gendarmerie-Hauptwachtmeister Petersen vernommen,bestreitet,
„vonsittlichen Verfehlungen des Gauleiters überhaupt gesprochenzu
haben",„wiemirauchbisher vonsittlichen Verfehlungendes Gauleiters
nichts bekannt war" Er habe alsonicht „inabfälliger undehrenrühriger
Weise" über Gauleiter Lohse gesprochen,einenMann übrigens, den er
gut kenne,„dawir währendder ganzenKämpfe derNachkriegszeit
freundschaftlichmiteinander ausgekommensind". Allerdings, das müsse
er gestehen,gebe esGerüchte, dieoffenbar in der „Barbierstubein Gel-
ting" ihren Ursprunghätten,wie er vonTierarzt Dr.T. wisse.

AmTagdarauf,es ist der 13. Juni 1936,überschlagen sich dieEreig-
nisse förmlich:Die Gendarmerie hatte Kenntnis davon erlangt,daß zwei
Tage vor derBeerdigunginLutzhöftbeim Bauern Peter W. eine Ge-
burtstagsfeier stattgefundenhat,an derauch Angehörigeder Familie
Jensen-Ausacker teilgenommenhaben. Die Gendarmerie vernimmt an
einem einzigenTag inMunkbrarup,Geltingund drei weiteren Dörfern
sämtliche Teilnehmer dieser Geburtstagsfeier.Es handelt sich dabei
durchwegumnational gesinnte Menschen:AlleMännersindehemalige
Mitglieder des Stahlhelm,mehrere Frauen gehörenzurNS-Frauen-
schaft. Penibel wird die Sitzordnungan der Kaffeetafel rekonstruiert,
sonderbarerweise wissenalle Beteiligtennichts Handfestes zuberich-
ten. Ja,über Gauleiter und OberpräsidentLohsesei auchhier gespro-
chen worden,Peter Jensen solle mitgeteilt haben,daß ihmaufgefallen
sei, daß Gauleiter Lohse an der Einweihungdes Marineehrenmals inLa-
boe nicht teilgenommen habe,auch wolle der anwesende TierarztDr.
Peter T.beimBarbier A.in Geltinggehörthaben, „daß der Gauleiter
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Lohse erkranktseiunddaß er wahrscheinlich nicht wiederkommen
würde", undeiner derBauernsoll „dannamKaffeetisch beider Geburts-
tagsfeier"zuseinerEhefrau gesagt haben:„'Ikkesprichnichdarüber,
das tutjanichnötich!"Alle derAnwesendenhätten jedochdiesem
Gehörtenkeine Bedeutungbeigemessen.

Während die Ermittlungen der Gendarmerie sichimmermehr aus-
weiten,wird amselbenTag Peter Jenseneinem Richtervorgeführt und
aus der Schutzhaft inUntersuchungshaft übernommen, jetztaufderBa-
sis desHeimtückegesetzes. InKielschreibt am selbenTagVizepräsident
Dr.Schow anden in der ChirurgischenUniversitätsklinik Freiburg im
Breisgaunach einer Darmoperation liegendenHinriehLohse:,Jch
schriebIhnen gesternkurzüber dieSchutzhaftsache Jensen. Über den
wahrenSachverhaltwill ichSie zur Zeitnicht unterrichten,da solche
Gemeinheiten Sieunnötigerregenkönnten.Ich bitteSie aber, den anlie-
gendenStrafantragzuunterschreiben undmitzurückzuschicken. Frei-
umschlagliegtbei. -Im übrigen sitztderKnabe undwirdhoffentlich
schnellundnachdrücklich abgeurteilt. Hoffentlich wirddas Wetter jetzt
besserbeiIhnen,daß Siedochnoch einigeschöneTagemitIhrer Gattin
imSchwarzwald verlebenkönnen.MitherzlichenGrüßen undHeilHit-
lerIhrSchow'.''

Zwei Schlüsselaussagen aus den zahlreichen Vernehmungenalar-
mieren die oberstenBeamten in SchleswigundKiel: Peter Jensensoll
an derKaffeetafel gefragt haben: „ 'Es istdoch wohl nichtsonst etwas
mitHerrnLohse? '" Unddie Gattin desRegierungspräsidentenWallroth
berichtet,daß Jensen sieam Rande derBeerdigungmit süffisanter Stim-
me gefragthabe,ob Lohse vielleicht „dienstlichkrank" sei.Dieserheto-
rischenUnterstellungen scheinenzubelegen,daß Jensen hoffe undan-
nehme,LohsespolitischeKarrieresei amEnde.

Inder Tat, das könnenwir schonmal festhalten,isteine derartigeSi-
tuationkeineswegsderAusdruck einer stabilen,starken Staatsgewalt:
SobaldeinOberpräsidentund Gauleiter in einem fernen Krankenhaus
liegt,kursieren wildeste Gerüchte, diemanchen alarmieren. Sein Stell-
vertreter in derProvinz,Schow, ist folglichum drastische Abwehr
bemüht. Landrat und Kreisleiter vorOrt,der ohnehinnicht alsruhiger
staatlicher Repräsentantbekannte ClausHans,entfaltet Aktivitäten,und
die Justiz soll zumindest in diesemFall einmal sehr schnell handeln.
Gerüchte innerhalb regionalerEliten,zumal wenn sieaus auchangren-
zendemMilieu desehemaligenStahlhelm stammen,müssen ausgetre-
tenwerden,um den offenbar befürchteten Vertrauens- oderMachtein-
bruchzu verhindern.

AllebeteiligtenAmtsträger geben sich jetztMühe, den politischen
Gehaltunddie eigentlichenGefahren der Staatsaffäre „Beerdigung"
herauszuarbeiten: Kreisleiter undLandrat Hans liefert dem ermittelnden
Oberstaatsanwalt inFlensburgeine dreiseitigeBewertung,inder er die
Gefahren für die reichsdeutscheNordschleswigpolitik beschwört.Vize-
präsidentSchow inKiel leitet dieselben Unterlagenan denOberstaats-
anwalt beimSondergerichtin Altonamit derAufforderung, „das Ver-
fahrenmöglichstbeschleunigtzurDurchführung zubringen".Und Gen-
darmerieobermeister Blase unterstützt dieDramatisierung, indem er
sich in seinerBewertungder Zeugenaussagendarüber wundert,wie
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übereinstimmend sie„hinsichtlichder UnterhaltungbeiderKaffeeta-
fel"seien.-Das erkenntnisleitende Interesse dieses Polizistenscheint
die Möglichkeit,daß an dieser Kaffeetafel nichts Staatsfeindliches statt-
gefundenhabe,nicht zuzulassen.

Parallel agiert jetzt diepreußische Gestapo.Sie vernimmtnoch ein-
mal den ,freiwillig"erschienenen deutschen Dänen HansL., dieses Mal
aufdeutschem BodeninFlensburg. L. schildert,daß Peter Jensen zwar
mit ihm über Lohsegesprochenhabe,jedochnicht „auseiner gehässi-
genEinstellungheraus".Die entscheidende,von ihm ursprünglich zu
Protokoll gegebeneBemerkung,Lohse seigeflohenund anschließend
verhaftet worden,habe er zurückzunehmen: Wie er sich jetzterinnere,
habeihm ein anderer deutscher Führer aus derMinderheit nördlichder
Grenze,dessen Namen ernicht sagenkönne,dieses Gerücht hintertra-
gen.Das ist nun ein Rückzieher, denihmniemand abnimmt.

Zum einen war eine aufgeblasene Staatsaffäre entstanden,zum an-
deren jedochfanden die Aufgeregtheitenstatt innerhalb der regionalen
Verwaltungs-undHerrschaftseliten. Einerseits war die Familie Jensen,
wie der Oberstaatsanwalt des Sondergerichtsdem OberpräsidentenAn-
fang Juli 36 berichtete,schon mehrfach Objektder Ermittlungen der
Gendarmerie, weil derUrsprungmancher Gerüchte hier inAusacker
vermutetwurde. Undaußerdem seien beide, Jensen sr.undJensen jr.,
1934 inFlensburg in Verdacht geraten,anonyme Briefe beleidigenden
Inhalts an den Oberpräsidentengerichtetzu haben, wobei die Schrift-
gutachtenkeine letztliche Klarheit gebracht hätten.Andererseits war der
LandesökonomieratJensen einvom RegierungspräsidentenWallroth,
einem ehemaligenDeutsch-Nationalen,hochgeschätzterMann.Auch
dessen Sohn,so führte Wallroth als Zeuge in der Hauptverhandlung des
Sondergerichtesaus,habe er „alseinen Menschen kennengelernt, dem
er Unehrenhaftes nichtzutraut unddener insbesondere einer Unwahr-
heit nichtfähig half,wie das spätere Urteil festhielt.

Deralte Ökonomierat zumindest warnicht untätig, führte während
der Haft und währendder Verfahren gegenseinen Sohn zahlreiche Ge-
sprächemit Anton Wallroth. Undmit Zustimmung desOberpräsidiums
warPeter Jensen jr.Ende Juni bereits gegenStellungeinerKautionvon
immerhin 10 000Reichsmark aus der Untersuchungshaftentlassen wor-
den.-EineEntwicklung, dieinsbesondere Kreisleiter undLandrat Hans
offenkundigverärgerteundumtrieb. Zweimal leitete er vonihmverfug-
te sogenannteStimmungsberichte der Gendarmerie andasOberpräsidi-
um weiter:„Dienationalsozialistischen Kreise billigen dieFreilassung
des Jensennicht" Es herrscheeine allgemeine Erregungdarüber: „Man
ist derMeinung,jederArbeiter säße schonimKZ, aber die Großbauern
unddie, die das Geldhaben, könnensichfreikaufen; das seikeinenatio-
nalsozialistische Rechtsprechung"Auch übermittelte Hans dem Ober-
präsidium wie demOberstaatsanwalt einen Bericht desamtierenden
Amtsvorstehers,daß dieFamilie Jensen sich offenkundigvon allen Sei-
ten„Leumundszeugnisse"beschaffe, ja,daß sogar „indenletzten Tagen
beidem LandesökonomieratJensen einBerliner Kraftwagengehalten"
habeunddarin „einegroße Gefahr für diekommende Verhandlung"zu
erblicken sei.

Der deutsche Däne L.,offensichtlich zutiefstunglücklich über die
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Lage, indie ergeratenist,bemüht sichderweilum Schadensbcgrcn-
zung: Schon zweiTage nach derInhaftierung seinesFreundes schreibt
er inEntlastungsabsicht andessen Vater, wie falsch das Verhörprotokoll
der Gendarmerie die Ereignisseam Rande der Beerdigungwiedergebe.
Wenn man demfreies Geleit gewähre,so wolle er die notwendigenEr-
gänzungengerne vornehmen.Vor der Gestapound inder Hauptver-
Handlung desSondergerichts am 14. August 1936 inKiel versucht er
dies.Aber das-auffälligerweise erst -zwei Tage spätergefällte Urteil
des Sondergerichtsmißt denModifikationen keine Glaubwürdigkeit zu
Es verurteiltPeter Jensenjr. wegenVerstoßes gegendas Heimtückege-
setz „inTateinheit mitübler Nachrede" zueiner Gefängnisstrafe von
insgesamt 6 Monaten,die von Jensenunmittelbar angetreten wird. In
der Urteilsbegründung wird alsstrafmildernd „demAngeklagtenzu
Gutegehalten,daß ersichbislangehrenhaftgeführt, durchausnational
eingestellt undsichimmer für sein Vaterlandeingesetzthat" Allerdings
sei zuberücksichtigen gewesen,daß es sich um die „GefahreinerSchä-
digungdes Wohles desDeutschen Reiches" gehandelthabe, „weilder
Angeklagtedie unwahrenBehauptungeneinem Führer derDeutschen
Nordschleswigsmitteilte" undzudem sei zuberücksichtigen gewesen,
„daß esimmer alsbesonders niederträchtiganzusehen ist, Gerüchte zu
verbreiten, die sichmangels anderer Angriffspunkte mit demPrivat-
leben einesMenschen beschäftigen:

WährendPeter Jensen seine Strafe imKieler Gefängnis absitzt,
schreibt Hans L.aus Wilstrup inDänemark einen langenpersönlichen
Brief anOberpräsident Lohse.Er habe für Deutschland imFeld gestan-
den,4Jahre lang, verehre die Grenzarbeitdes schleswig-holsteinischen
Gauleiters undsetze große Hoffnungenin ihn,seiaber sehrunglücklich
darüber, daß seinFreund Peter Jensen jetztdurch seine Aussagenin die-
ses Unglück geratensei.Er bittedarum, daß Lohse sichdafür einsetze,
den Rest der Strafe auf Bewährungaussetzenzu lassen oder zumindest
ein Schreiben von ihm,HansL.,an denFührerund Reichskanzler wei-
terzuleiten.Auch Ökonomierat Jensen wendet sichmit der Bitte um
Gnade an Lohse,bietet auch an,sofern dieserbereit sei,ihn aufzusu-
chen, „umIhnen in dieserAngelegenheitmeinHerzauszuschütten".
Lohse teilt beidenBittstellern mit,daß er sich „um die Ermittlungdes
Tatbestandesamtlich überhaupt nicht gekümmert habe",jedochjetzt,
„nachDurchsicht der Akten"allerdingssagenmüsse, daß erkeineEr-
klärung für so widersprüchliche Aussagen finde. „Im übrigen", so Lohse
an L.,„teileich Ihnenmit, daß ichschon entschlossen bin, vonmir aus
zugegebenerZeitdas Erforderliche zu veranlassen,umfürJensen eine
Begnadigungzu erwirken"-Das warHinrieh Lohse,derMächtige: Je-
mand, der sichumdie Staatsaffäre,umeine Beleidigungseiner Person
„amtlichnichtgekümmert" hat,der, wennauch erst beizeiten,sichper-
sönlichum „GnadevorRecht" bemühen wird.Gnade undNachsicht
sind die spiegelbildlichen InsignienderMacht zurHärte undPolizeige-
walt.

Am 3.Oktober 1936handelt Lohse tatsächlichundschreibt an den
Reichsminister der Justiz,zuHänden Staatssekretär Freister.Die zweite
Hälfte der Strafe wirdzur BewährungaufdreiJahre ausgesetztund Pe-
ter Jensenjr. am 30.Oktober 1936 aus demGefängnis inKielentlassen.

Linke Seite: (Fundort: Landesarchiv
Schleswig, Abt. 302/Nr. 4512)
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-Er würde später CDU-Landtagsabgeordneter,Kreispräsidentund Prä-
sident der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein werden.

So wirkte diesebäuerliche Form personaler Gewalt- undMachtaus-
übung: Private Äußerungen am Rande einerBeerdigung,dieKonkur-
renz der Nationalsozialisten mit Deutschnationalen,unausgesprochen
auch die Konkurrenz derneuen mit der überkommenen regionalenHerr-
schaftselite hatten noch 1936 zu einem Großeinsatz staatlicher Institu-
tionen geführt, eine sichdoch alsrecht schwach wähnendeGewalt of-
fenbart und-nebenbei -aufgezeigt,wiewillfährig dieJustizals Mario-
nette impersönlichenRänkespielagierte.
Soweit diese Geschichtemit einer erstenWertung. Im folgenden versuche ich,denKern
des Geschehensgenauer zu fassen.Bekannt ist das Institut der „Schutzhaft"als
außernormative Basis für Freiheitsberaubungen währendderNS-Zeit
vorallemin Konzentrationslagern.AmBeginn derNS-Herrschaft
schlugen die Siegerder sogenanntenMachtergreifungzu,rechneten,
wie sie selbstsagten, zunächstmit ihrenpolitischen Gegnernder Sy-
stemzeitab, drangsalierten,schlugen,mordeten und inhaftierten vor al-
lem Republikaner, Sozialisten,Kommunisten. Sie sperrten 30bis 40
000 Gegner 1933/34 in die frühen, noch sehr unterschiedlich struktu-
rierten Konzentrationslager,jedochauch inPolizei- undJustizgefäng-
nisse. Es gingvor allem umdie Ausschaltungder politischen Oppositi-
on,weiterhin um konkreten Terror gegenoft persönlichbekannte Geg-
ner sowie umallgemeine Repressionzur Warnungall jener,die opposi-
tionelle Regungenentfaltenkönnten,jedochauch um Einschüchterung
der gesamtenBevölkerung.Gewalt undTerror zähltenzu den Eckpfei-
lern der NS-Herrschaft. -Nicht deneinzigen,das wissen wir,undmüs-
sen wir deutlich hinzufügen: die starkmehrheitliche Verankerung in der
Bevölkerung,der zusammenrückenden Volksgemeinschaft,bildete das
integrierende Gegenstück, zusammen erst entfalteten Integrationund
Ausgrenzung,neueGeborgenheitundGewalt gegendie anderen erst die
spezifische Struktur der NS-Gesellschaft.

DerRepressions- undGewaltapparat desNS-Staats verließ schnell
die Phase der wilden,chaotischenund beliebigen Gewaltausübung. Er
wurde -notdürftig -verrechtlicht und zielgerichteteingehegt,in die
Hände der normativen Justizund deraußernormativen, neuen Gestapo
gegeben.Der Hochverratsparagraph wurde exzessivexekutiert zur
Bekämpfungpolitischer Opposition vonden ordentlichen Oberlandes-
gerichten, dieHeimtückeverordnung, Ende 1934als Gesetz nocheinmal
verschärft, schufan den NS-Sondergerichtendie Grundlage zur drako-
nischenVerfolgung oppositioneller Äußerungen ebenfalls durch die Ju-
stiz.

Textauszüge desHeimtückegesetzes vom 20.Dezember 1934:
„Wer vorsätzlich eineunwahre odergröblichentstellte Behauptung

tatsächlicher Artaufstelltoder verbreitet,diegeeignetist, das Wohl des
Reichsoder derReichsregierungoder das der Nationalsozialistischen
Deutschen Arbeiterparteioder ihrer Gliederungen schwerzu schädi-
gen, wird,soweitnicht inanderen Vorschriften schwerere Strafe ange-
droht ist, mitGefängnis biszu zweiJahren...bestraft....Wer öffentlich
gehässige, hetzerische oder vonniederer GesinnungzeugendeÄußerun-
gen über leitende PersönlichkeitendesStaates oder derNSDAP, über

Linke Seite: (Fundort: Landesarchiv
Schleswig, Abt. 301/Nr. 4512)
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ihreAnordnungenoderdie von ihnengeschaffenenEinrichtungen
macht, diegeeignetsind, das Vertrauendes Volkes zurpolitischen Füh-
rungzuuntergraben, wirdmit Gefängnisbestraff.1

Obwohlspätestensmit dem Sommer 1934 dieMachtfrageeindeutig
entschieden war, insbesondereReichswehr,JustizundVerwaltungloy-
alerundhomogener zumNS-Staat standen,als jezuerwartengewesen
war,undobwohl von relevanten oppositionellenAktivitätennichtmehr
die Rede seinkonnte,begnügten sichdie nationalsozialistischenMacht-
habernicht mit dengeschaffenenjuristischenHandhaben gegenGegner.
Siebehielten insbesondere das juristischnichtkontrollierte Institutder
Schutzhaft bei, löstendieKonzentrationslagernicht auf, sondern schu-
fen erstdas System, das in den Folgejahrennoch vor dem Krieg zuneh-
mendauch der rassistischenArrondierungspolitik derVolksgemein-
schaft diente.Und siebautendie Gestapo, zentralisiert imBerliner
Gestapaundbaldaus demInnenministerium weitgehendausgegliedert,
aus. Aufder Basis derReichstagsbrandverordnungzurAbwehr angebli-
cher „kommunistischerstaatsgefährdender Gewaltakte" vom28.Febru-
ar 1933 blieb derAusnahmezustandeine wesentlicheHerrschaftsgrund-
lage,nicht aufgehobenbis 1945.

InPreußen, damit auchinderProvinz Schleswig-Holstein, waren
aufder juristischenBasis derReichstagsbrandverordnungneben der
Gestapozunächst dieLandes- und Kreispolizeibehörden,d.h. insbeson-
dere auch Landräte,sowie die Regierungs-undOberpräsidentenzur
VerhängungvonSchutzhaft berechtigt.

Schutzhaft hieß schlicht formuliert,daß Menschenohne Beweise,
ohnekonkrete Verdachtsmomente,ohne Verhördurch einenRichter,
ohne Anklageund ohneRechtsbeistand inHaftgenommen werden
konnten.

EinErlaß von GöringimMärz 1934 undschließlich einErlaß von
Reichsinnenminister Frick am 12.April 1934 dekretierten dannaber,
1. daß inPreußen alleindas Gestapa,die Staatspolizeistellen, Ober- und

Regierungspräsidenten,derPolizeipräsident vonBerlinSchutzhaft
verhängenkönnten;

2.daß dem Häftlingbinnen24 StundenSchutzhaftbefehl mit Gründen
derInhaftierung übergeben werde;

3.daß Schutzhaft demeigenenSchutz der Inhaftierten diene undnurbei
einer „unmittelbarenGefährdungder öffentlichenSicherheit und
Ordnung"zulässig sei.

Erkennbar ist an diesen RegelungendieEinschränkungundKanalisie-
rungdes Instituts der Schutzhaft zur systematischenundzunehmend
vonder Gestapo monopolisiertenGegnerbekämpfung.

Schließlich erfolgte erst am 25. Januar 1938ein weitere, letzte
Schutzhaftrichtlinie vonFrick,die 'Rechtsgrundlage'der Schutzhaft bis
zumEnde derNS-Herrschaftblieb. Schutzhaft war jetztallein eine
„Zwangsmaßnahme der Geheimen Staatspolizeizur Abwehr aller
volks-und staatsfeindlichen Bestrebungen"

Faktisch war es so, daß bereits 1934 die Gestapoallein über Einwei-
sungeninKonzentrationslager,also über das Institut derzeitlich unbe-
grenzten Schutzhaft verfugte.Eine vorläufige,aufjeweils7 Tagebe-
schränkte undimWochenrhythmus vom Gestapa zubestätigende
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Schutzhaft aber konnten nebender Staatspolizei zwischen 1934und
1938 auchPreußische Ober- und Regierungspräsidentenverhängen
Wie wichtigdieses Zeichen derMacht vonNS-Würdenträgern genom-
men wurde,zeigte sichamProteststurm derReichsstatthalter in den
nichtpreußischen Gebieten in ihrer ReaktionaufFricks erstenErlaß, der
am 26.April 1934 dahingehendmodifiziert wurde,daß auchdieseho-
hen Herrendie 'kurze Schutzhaft' wieder verhängenkonnten.

Schutzhaft galt ausdrücklich nicht alsStrafe, sondern 'Unschädlich-
machung'des Feindes der Volksgemeinschaft: „Zweck und Zielder
Schutzhaft sind ganzallgemein die SicherungdesAufbaus desneuen
Staates gegenüber seinenFeinden innerhalb der Grenzen desReiches"-
so formulierte der KielerJurist Werner Spohr 1936in einemKommen-
tar zurSchutzhaft. Einanderer zeitgenössischerJurist,Dannbek,defi-
nierte wie folgt: „daß dieSchutzhaftein besondersgeartetesMitteldes
Schutzes der völkischen Gemeinschaftgegenein besonders geartetes
feindseliges Verhalten des Gemeinschaftsgliedes ist,nämlich gegendie
Störungder von dernationalsozialistischen Staatsführung zum Zwecke
des völkischen Wiederaufbaus ergriffenenMaßnahmen" Der Staats-
Rechtler Carl Schmitt, so führte er weiteraus,helfebei der Durchdrin-
gung des Begriffs, indem manseine Wahrnehmung des Wesens des Po-
litischen als Freund-Feind-Gruppierungnehme: „Gegen denFeinddie-
ses vonderpolitischen Führung ausgehendendynamischenAufbauwil-
lens wendet sichnun dasbesonders gearteteGemeinschaftsschutzmittel
derSchutzhaft"-Interessant daran ist,daß Vertreter der Institution Ju-
stiz, dieja durch die Definition von Schutzhaft als eine jederjuristi-
sehen Überprüfung entzogenenPolizeihaft geradeausgeschaltet wurde,
auch noch für diese Eigenentmachtung juristische,nämlich vermeint-
lich staatsrechtliche Argumentezu finden bereit waren.Und sie schaff-
tenes tatsächlich zubegründen, warum jederechtlicheKontrolledem
Gedanken der Schutzhaft-sei sie imKZoder imPolizeigefängnis-zu-
widerlaufe. Es seiklar,so Dannbek,daß aus dem Wesen der Schutzhaft
resultiere,„daß die Verhängung vonSchutzhaft imEinzelfallden
Grundsätzen desfreien,aberpflichtgemäßen Ermessens" unterstehe

Schutzhaft war imübrigen ein sonderbarer,auch Hähme enthalten-
der Begriff: Es ging vorgeblichimmer um zweierlei,den'Schutz' von
Individuum undGemeinschaft voreinander. So lautete die stereotype,
quasi verbindlicheFormulierungbei Schutzhaftbefehlen: „Wegen ... ist
gegenSiein derBevölkerungeine sogereizteStimmung entstanden,
daß sowohl IhrepersönlicheSicherheit alsauch dieöffentlicheSicher-
heit undOrdnungunmittelbar gefährdetsind. Zur Abwendungder dar-
aus drohenden Gefahr wirdhiermitgegen SieSchutzhaft verhängt"-In
der Praxisaber folgtedie von Polizei oderpolitischen Instanzen ver-
hängte 'kurze Schutzhaft' ausschließlich der Pädagogik dessogenann-
ten Denkzettels.

DiebesondereGewaltfunktion der Schutzhaft wurde dadurch unter-
strichen, daß für diekurzeInhaftnahme und die ungleich schrecklichere
unbefristeteKZ-Haft mit demgemeinsamenBegriffSchutzhaftund der
gemeinsamenRechtsgrundlageein kalkulierter fließender Übergang ge-
schaffen war.Kurz:Wer in Schutzhaft genommen wurde,mußte damit
rechnen,am Ende ohne Verfahren oder Urteil in einemKZ zu landen
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Solche Unsicherheiten sollten Furcht schaffen.Die reichsweite Rechts-
grundlage Schutzhafterlaß wurde zur weiteren Steigerung der Rechtsun-
sicherheit,alsoderAngst, im Wortlaut nie veröffentlicht,lediglich we-
nige juristische Kommentare (Spohr, Tesmer,Geigenmüller und Best)
waren Fachkreisen zugänglich.

Kurzund bezogenaufdieVorkriegsjahre zusammengefaßt: Schutz-
haft warein Institut,das Freiheitsberaubungohne richterliche Ein-
Flußmöglichkeit, ohne Verteidigung,ohne konkreteNachweise strafbe-
wehrter Vergehen,ohneUnterscheidung vonPolizeihaft undKonzentra-
tionslager,ohne zugängliche Rechtsgrundlage ermöglichte.Vor allem
die Staatspolizei,bis 1938 jedochauch Regierungs-und Oberpräsiden-
tenkonntenvon diesemZwangsmittel Gebrauchmachen.DenInhaftier-
tenwar innerhalb von24 Stunden der Schutzhaftbefehl miteiner kurzen
Begründung auszuhändigen,einrudimentäres Fortlebender ehemals
rechtsstaatlichen Garantie der richterlichen Vernehmung innerhalb von
24 Stunden.Regierungs-und Oberpräsidentenmußten, ebenfalls in die-
ser Frist,dem Gestapa vonder Inhaftnahme berichten;nachAblauf von
7 Tagenmußte diese Zentrale die Fortsetzungder Haft bewilligen.

Nunkönnteman sich fragen, was hatall dieses mitPeter JensenV.
zu tun.Zunächst einmal formal, daß gegen seine angeblichstaatsgefähr-
dendeProduktion yonGerüchten beide Instrumentarien der NS-Gegner-
verfolgungeingesetztwurden: Zunächst die vomOberpräsidium ange-
ordnete außernormative Schutzhaft,dann dienormative Strafverfolgung
vor dem Sondergericht wegeneines Verstoßes gegendasHeimtückege-
setz. Nun fällt aber unmittelbar ins Auge,daß Peter Jensen alles andere
als em typischerNS-Gegneroder gar Widerstandskämpfer war; weder
trater für republikanische Freiheitenem, noch kritisierte er etwadie
NS-Ideologie.Als deutsch-nationaler Stahlhelmer lag ermit seinenIde-
alvorstellungen allenfalls knapp neben derWirklichkeit,vielleicht
wünschten sichseinVaterund ereineetwas traditionellere,seriösere
aber gleichwohlautoritäre Staatsform. PeterJensen kannte übrigens
Lohse und andere schleswig-holsteinischeNS-Spitzenals Akteure aus
gemeinsamenpolitischen Kämpfen während der gemeinsam verachte-
ten Systemzeitrecht gut.Er hielt offensichtlich voneinzelnen undauch
vonLohse persönlichnicht viel.Alsangeseheneund wohlhabendeAn-
gehörigeder tradiertenländlichen Elite nörgeltenAngehörigeder Fami-
lie Jensenüber die neuenEmporkömmlinge.Das war alles.Aber es
reichte zurmehrfachenBeobachtung durch Partei- und Staatsorgane,
schließlich zumZuschlagenmit fastallen Mitteln der Gegnerbekämp-
fung.

Dieses Beispiel ist für eine ganzbestimmte Kategorie vonSchutz-
haftfällen währendderNS-Zeit geradezutypisch:Nämlich für die Kate-
gorie der von der politischenoderVerwaltungsspitze der Provinzaus-
gelöstenund angeordnetenFälle.Umes zuzuspitzen: Während dieGe-
stapo in dieser Phase ihrer Konsolidierungund Konzentration sich im-
mer effizienter auchmittels der Schutzhaft der Bekämpfungderverblie-
benen, eigentlichenOpposition undbald der rassistischenArrondierung
der Volksgemeinschaft widmete,beglichen in staatliche Ämter und
Würden gekommene NS-Führer alte Rechnungenin ihrem Umfeld,
konzentrierten sichdabei vorallem aufdieunmittelbare politischeKon-
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kurrenzund reagiertenaufKritik an sichselbst aus deneigenenReihen
oder den von ihnen beneideten traditionellen Eliten.

Genau diese letztgenannteGruppe von Schutzhaftfällen ist interes-
sant:Ihrkam einebesondere gesellschaftliche Angstfunktionzu.Und
sieliefert darüber hinaus interessante Einblicke in dasRollenverständ-
nis,das Selbstvertrauen,die Mentalität derneuen Mächtigen.

Dadiese Schutzhaftanordnungenauf der Reichstagsbrandverord-
nung, formaljuristischbetrachtet einer NotverordnungaufBasis dernie
aufgehobenenWeimarer Reichsverfassung, fußten, hat diebearbeitende
Stelle imRegierungspräsidium inpreußischer Pingeligkeit die entspre-
chenden Akten in der Rubrik „SchutzderRepublik" von 1919 (!)bis
1938 schlicht fortgeführt. DerheuteimLandesarchiv zugänglicheBe-
standist- so meinEindruck -nicht vollständig, aber dieca. 100 für den
Zeitraum 1934 bis 1938in derProvinz Schleswig-Holsteinüberlieferten
Fälle sindoft sehrgut dokumentiert. -Ichkönnte also 100Geschichten
erzählen,manche eher als tragischeKomödie,manche aber auchals
wahre Tragödie,diesen Hinweis will ich nicht vergessen.

Derbesondere Zuschnitt der Verwaltungsfälle zeigt den konkreten
Sinn unddiebesondere Funktion diesesparallelenNebengleisesder
Verfolgung: In vielendieser Fälle warenregionaleNS-Politiker wie
Landräte undKreisleiter - teilweise auchAmtsträger der örtlichenEbe-
ne-dieAuslöser-und für die juristischnichtbegleitetenBetroffenen
die vermeintlichen Verhänger der Schutzhaft. Immer aber mußten bei
diesem Weg Regierungspräsidentoder Oberpräsident dieeigentlichen
Akteure sein,dieimübrigen zunehmend vom-man könntesagen-
'korrekten' Gestapa inBerlin ausgebremst wurden.

Inder Regel war (vermeintlich) die regionale NS-Herrschaft oder ei-
ner ihrerWürdenträger betroffen. Unddabei galtgroßzügig: Partei-
schutz ist Staatsschutz,dasheißt abträgliche Äußerungen über
Parteiführer galten alsKritik am Staatsneuaufbau. Lohse,Gauleiter in
undOberpräsident der Provinz Schleswig-Holstein,befaßte sich aus-
weislichder Zeichnungsstruktur derAkten in vielen,ja indenmeisten
Fällenpersönlicheingehendmit der Entscheidung für oder gegenkurz-
fristige Schutzhaft, für odergegen(anschließende) Weitergabe andie
Gerichtsbarkeit. Dasmuß man sich bildlich vorstellen:Der oberste Re-
präsentant und Parteiführer derProvinz wälzt die Ermittlungsaktendes
Gendarmerie-Obermeisters Blaase,um für sichzuentscheiden,ob Peter
Jensen Veinen 'Denkzettel'undein Sondergerichtsverfahren 'verdiene'
odernicht.

Anders alszu erwarten wäre,konzentrierten sichinunseremLand
die Schutzhaftverfügungen derVerwaltungsspitzen tatsächlichnicht auf
'Systemfeinde' wieDemokraten, Sozialisten,Kommunisten,aufras-
sischVerfolgte,sondern aufteilweise skurrileSonderfälle: Unbotmäßi-
ge PGs,(ehemalige) Stahlhelmer,Beleidiger vonregionalenNS-
Größen,notorische Verweigerer des DeutschenGrußes, dörflicheHono-
ratioren,'überkorrekte' Verwaltungsbeamte etc.:
-Da wurde derWesterländer NSDAP-Ortgruppenleiterin Schutzhaft

genommen, weilerbetrunken randaliert undzwei schweizer Damen
unflätigbeschimpft hatte.-Man wünschte eine seriösereAußenpoli-
tik imRestaurant gegenüber Gästenaus demneutralen Ausland,und
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man demonstrierte,daß Sauberkeit undOrdnungauch für dieeigene
Parteizu geltenhätten.-Da wurde 1936 ein dörflicherOrdnungsamtsleiter in Schutzhaftge-
nommen, weiler überkorrekt ein 'Wahlplakat',dasheißt ein
NSDAP-Plakat voreinemPlebiszit abgehängthatte, da,wieer aus-
führte, dieörtlichePartei keinenAntrag gestellthatte.-Man legte
Wert darauf,daß auch der letztepreußische Beamte die Zeichender
Zeit erkannte.-Da wurden mehrfach ehemaligeStahlhelmer mittelskurzer Schutz-
haft zurRäson gebracht.-Man wollte diesen amnächsten stehenden
politischenKonkurrenten bedeuten,wem siesich jetztunterzuordnen
hätten.- Dasollte aber auch zumBeispiel 1936 einRendsburgerBankdirektor
inHaft genommen werden,weil erMitarbeiter,die in SA-Uniform
zumDienstgekommen waren,beurlaubt hatte und dendeutschen
Gruß am Bankschalter nicht liebte;er entzogsichdurch vorüberge-
hende FluchtnachDänemark, verlor schließlich aber ArbeitundExi-
stenzgrundlage.-Örtliche, einfache PGs, die jahrelangunterihrem
nicht nationalsozialistischgesinntenDirektor gelittenhatten,nahmen
nichts alsbittere Rache.

-Und da geriet die vomBruder ausgehendeDenunziation eines dannin
Schutzhaft genommenenBredstedterZigarrenarbeiters zurabsoluten
FamilientragödiemitSelbsttötungbeider,deseinen aufgrundder ge-
sellschaftlichen Ablehnungals Denunziant,desanderen aus Angst
vor der unmittelbarbevorstehenden Sondergerichtsverhandlung.

-DerNS-Staat hatte mal wieder bewiesen,daß seinbesonderer Zu-
schnitt auchdie Fortsetzung desinnerfamiliären politischen Streites
mit staatlichen Mittelnzuließ, indem einelockerepolitische Äuße-
rung als staatgefährdenddefiniertundschließlich als Offizialdelikt
verfolgt wurde.

Trotzeinzelner Sonderfälle bildet immer wiederden Kern derAusein-
andersetzungender weitereKontext der Etablierung einer neuen,unein-
geschränktenMacht und die auchgesellschaftliche Anerkennung der
neuenHerrschaftseliten. Genau dieseEmpfindlichkeit der neuenMacht-
haber undihre Pingeligkeit in derErteilung gewalttätiger Denkzettel
zeugtvon allem möglichen,nurnicht von Selbstvertrauen jener,die sich
undihrerUmwelt immer wieder ihreneue Machtbeweisen mußten. Von
daher ist es wohl auch keinZufall,daß dieüberlieferten Aktensichre-
gionalmit deutlichen Schwerpunkten verteilen:Ehemals deutsch-natio-
naleLandräte neigten vonsichausnur dann zumauslösendenBericht
nach Schleswigund Kiel,wenn bereitsParteiinstanzen mit demFall be-
schäftigtwaren oder wennGauleiterLohseselbst Betroffener war.
Heißspornartige Emporkömmlingeaber wie Kreisleiter und Landrat
HansinFlensburg oder Kreisleiter Gewecke inLauenburg waren stän-
digmit dieserspezifischenArtder Gegnerbekämpfungbefaßt undkonn-
tennichtgenugbekommen, ihrer engenUmwelt dieuneingeschränkte
Gewalt zu demonstrieren. Lohse,manchmal nüchterner, folgte ihren
Wünschen nicht immer.Und er genoß, wie imFall Jensen,das gleich-
wertigeGegenstück zur hartenHaft, die demonstrative Erteilungvon
'Gnade vorRecht.
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So wirdanhand dieser besonderen Schutzhaftfälle ein Blickmöglich
aufdie Spezifikader regionalen,hemdsärmeligenundoft willkürlichen
Machtausübung derneuen Herren Schleswig-Holsteinsin den Erfolgs-
jahrendesNS-Staats 1934bis 1938: Trotzder 1933/34 erfolgtenZäh-
mungder Bewegungdurch 'Einheit von Partei undStaat'und die soge-
nannte 'Röhmrevolte'und trotz des Primats des staatlich-professionel-
lenSektors gab es einrudimentäres Fortlebenarchaischer Gewaltan-
WendungundHerrschaftsausübung. Vor Ort legtenviele neue Machtha-
ber den Habitus desAlten Kämpfers ungernab,wollten Machtund Ge-
waltausüben, direkt,individuell,ungeregelt.-Im Zusammenspiel mit
Lohse,dem dieses Themaimmer wichtig war,unddeneinschlägigen,
eifrigen BeamtenimOberpräsidium gelangihnen dashier inSchleswig-
Holstein.

Weiterhin zeigt das Gesagte auf die besondere gesellschaftliche
Angstfunktion dieser Schutzhaftfälle,diegenaunicht dieklassischen
NS-Gegnerbetrafen,aber inVerfahrenundInhalt mitGestapo-undKZ-
Haft identisch waren: Schutzhaft als flexibles,unklaresundbedrohli-
ches Unterdrückungsmittel, das Betroffene direkt verletzteund aufdie
Gesamtgesellschaftgerade wegenihrerUnbestimmtheit und ihrer will-
kürlichen Portionierbarkeit repressiv wirkte. Terrorund Hilflosigkeit als
integrale Bestandteile des Erfolgsmodells der deutschenNS-Volksge-
meinschaft,diegleichzeitig Ruhe und Unruheproduzierte: 'Wer nichts
zu verbergenhat,hat auchnichts zubefürchten -unddarf,wenner ras-
sisch zuunspaßt, dazugehören.'
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